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Nicht kleinkriegen lassen!

Kämpfen lohnt sich

Kriegspropagandisten gegen junge Welt – wir bleiben bei 
Aufklärung und machen Abos. Von Kommunikation und Aktion

Die junge Welt kann nur dank ihrer aktiven Leserinnen und Leser existieren

Weniges ist für die Herrschen-
den in Kriegszeiten so wich-
tig wie eine ruhiggestellte 

Heimatfront. Medien wie die junge 
Welt, die anders informieren, kommen 
da gänzlich ungelegen – und stehen 
folgerichtig im Visier der Kriegspro-
pagandisten. Kürzlich berichtete der 
Bayerische Rundfunk, dass der ukraini-
sche Botschafter Andrij Melnyk bei der 
Gedenkfeier am 8. Mai in Berlin »von 
Aktivisten aus dem Umfeld der antiim-
perialistischen Zeitung junge Welt« mit 
»Nazis raus«-Rufen empfangen worden 
sei. Woher der Autor die Information 
hat, bei den Demonstranten habe es 
sich um jW-Leser gehandelt, wird nicht 
belegt. Es geht um Stigmatisierung.

Die Folgen dieser medialen Het-
ze bekommen alle zu spüren, die sich 
gegen die geistige Mobilmachung stel-
len. Schließlich fürchten immer mehr 
Menschen, dass die westliche Auf-

rüstung der Ukraine und die forcierte 
NATO-Osterweiterung in einen dritten 
Weltkrieg führen könnten. Am Mitt-
woch warnte die grüne Außenministe-
rin Annalena Baerbock bei einer Presse-
konferenz ausdrücklich vor »Kriegsmü-
digkeit« in den westlichen Staaten. Die 
Folgen solch militaristischer Aufsta-
chelung bekommen alle zu spüren, die 
bei der öffentlichen Meinungsbildung 
aus der Reihe tanzen. Auch die junge 
Welt war in der Nacht zu Mittwoch er-
neut von einem Angriff betroffen. Die 
Fenster des Verlags 8. Mai, in dem die 
jW erscheint, wurden mit dem Schrift-
zug »Fuck Putin« beschmiert. Schon 
zuvor kam es zu Sachbeschädigungen 
und einem Einbruch, bei dem Büro-
räume verwüstet wurden, aber nichts 
gestohlen worden war. Diese Attacken 
richten sich nur vordergründig gegen 
die junge Welt. Gemeint sind alle, die 
dieser Tage für Friedensverhandlungen 

eintreten und darum als »Putinverste-
her« verunglimpft werden.

Wenn Sie, liebe Leserinnen und Le-
ser, die Mainstream-Berichterstattung 
kritisch hinterfragen und sich gegen 
Militarisierung und Waffenlieferungen 
stellen wollen, dann unterstützen Sie 
die einzige marxistisch orientierte Ta-
geszeitung Deutschlands: am besten 
mit einem Abonnement der jW. Wenn 
Sie die junge Welt bereits abonniert ha-
ben, bietet es sich an, ein Abo im Freun-
des- oder Bekanntenkreis zu bewerben 
oder zu verschenken. Ob Print oder On-
line – jedes Abonnement stärkt die jun-
ge Welt und damit kritische, aufklären-
de Berichterstattung. Damit haben wir 
übrigens gute Erfahrungen gemacht: Je 
heftiger die Angriffe gegen uns sind, 
desto größer ist die Solidarität – und die 
Zahl der gemachten Abos.

junge Welt abonnieren:  

https://www.jungewelt.de/abo

Die junge Welt ist grundsätzlich 
anders als herkömmliche Ta-
geszeitungen – das zeigt sich 

nicht nur an ihrem Inhalt, sondern auch 
an ihren Leserinnen und Lesern. Viele 
von ihnen sind zu aktiven Unterstützern 
und damit zu unerlässlichen Helfern 
im Kampf um größere Reichweite und 
Bekanntheit der jW geworden.

Bestes Beispiel für die wertvolle Ein-
satzbereitschaft unserer Leserschaft 
war der diesjährige 1. Mai. Nach zwei 
Jahren Pandemieflaute ist es endlich 
gelungen, wieder Schwung ins Verteil-
geschehen zu bringen. Dank der Hil-
fe unserer Leser wurden in 126 Orten 
knapp 25.500 1.-Mai-Ausgaben oder 
-Beilagen weitergegeben: von Lindau 
bis Greifswald, von Trier bis Frank-
furt/Oder – eine gehörige kollektive 
Leistung. Besonders wichtig ist, dass 

neben unzähligen Erstkontakten auch 
zahlreiche Probeabos zustande kamen. 
Rekordhalter ist übrigens Göttingen mit 
15 neuen Probelesern, von denen mitt-
lerweile schon vier zu regulären Abon-
nenten geworden sind!

Im Namen von Redaktion, Verlag 
und Genossenschaft lädt das jW-Ak-
tionsbüro dazu ein, sich an unseren 
aktiven Unterstützern ein Beispiel zu 
nehmen. Politisch-thematisch passende 
Veranstaltungen in Ihrer Stadt oder Re-
gion bereichern wir gerne mit kosten-
losen junge Welt-Exemplaren und auch 
mit Aktionsmaterial, wenn uns der Be-
stellwunsch mindestens vier Werktage 
vorher erreicht. Setzen Sie sich dafür 
per Telefon oder E-Mail mit dem jW-
Aktionsbüro in Verbindung!

Der direkte Draht zur jungen Welt 
sind jedoch unsere Infostände, mit 

denen wir in den nächsten Wochen 
reichlich bei Veranstaltungen präsent 
sein werden: So zum Beispiel über 
Pfingsten beim »Marx is’ muss«-Kon-
gress in Berlin, am 10./11. Juni beim 
»Methfesselfest« in Hamburg, beim 
»Umweltfestival« am 12. Juni in Berlin, 
oder auch Ende Juni beim GEW-Ge-
werkschaftstag in Leipzig – sowie na-
türlich im Rahmen der Proteste gegen 
den G7-Gipfel am 25. und 26. Juni in 
München und in Garmisch. Auch hier 
freuen sich die Kollegen des jW-Ak-
tionsbüros noch über Verstärkung am 
Stand und beim Verteilen.� Aktionsbüro

Kontakt zum Aktionsbüro unter 

(+49) 030 53 63 55 10 oder aktions-

buero@jungewelt.de

Verteilexemplare direkt  

online bestellen unter  

www.jungewelt.de/verteilen

Angriff auf junge Welt: Schmierereien an Fassade und Fensterscheiben des Verlags 8. Mai am Mittwoch
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Ich bestelle das

  Normalabo (mtl. 45,90 €)   Solidaritätsabo (mtl. 57,90 €)   Sozialabo (mtl. 31,90 €)

Ich erhalte folgende Prämie:

Ich bezahle das Abo 
  vierteljährlich (3 % Rabatt)    halbjährlich (4 %)    jährlich (5 %)

Das Abo bezahle ich per Rechnungslegung
Eine monatliche Zahlung ist nach Erteilung einer Einzugsermächtigung möglich. 
Ein Formular dafür erhalten Sie mit der schriftlichen Auftragsbestätigung.

Datum/Unterschrift

Das Abo läuft mindestens ein halbes Jahr und verlängert sich um den angegebenen Zahlungs zeit­
raum, wenn ich es nicht 20 Tage vor Ablauf (Poststempel) bei Ihnen kündige. Bestellungen ins 
Ausland auf Anfrage.

  Frau    Herr

Coupon einsenden an: Verlag 8. Mai GmbH, Torstr. 6, 10119 Berlin, 
oder faxen an die 0 30/53 63 55-48. Abotelefon: 0 30/53 63 55-80/-81/-82 

Weitere Möglichkeiten für ein Abonnement oder den Umstieg in eine 
höhere Preisklasse fi nden Sie unter: jungewelt.de/abo

ich will die Tageszeitung junge Welt 
für mindestens ein halbes Jahr bestellen.Ja,

  Ich verzichte auf die Prämie

5.000 Abos für 

die Pressefreiheit!

Für sein Volk
Zum Tod des Kommunisten Andrew 

Mlangeni, der moralischen In-

stanz des südafrikanischen ANC

Mit allen Mitteln
Boliviens Rechte versucht Spitzen-

kandidaten der MAS von Wahl 

auszuschließen. Termin fraglich

Leben als Séance
Zwischen Röntgenstrahlen und 

 Hiroshima: Dominanter Kunst-

griff im Film über Marie Curie

Nicht selbst schrubben

Überwiegend weibliche Haushalts-

hilfen ermöglichen Gleich-

stellung in der Mittelschicht

 D
as Verteidigungsministerium 

führt ab dem 1. April 2021 ei-

nen »Freiwilligen Wehrdienst 

im Heimatschutz« ein. Parallel zum 

bestehenden Modell des Wehrdienstes, 

den bereits 17jährige für eine Dauer von 

sieben bis 23 Monaten antreten können, 

soll eine zunächst 1.000 Angehörige 

umfassende Truppe aufgestellt werden, 

sagte Verteidigungsministerin Anne-

gret Kramp-Karrenbauer am Donners-

tag. Der mit dem Slogan »Dein Jahr für 

Deutschland« beworbene Dienst werde 

mit einer siebenmonatigen Ausbildung 

starten, sechs Jahre lang sind die Teil-

nehmer danach Reservisten an »heimat-

nahen Standorten«. In dieser Zeit sollen 

sie mindestens fünf Monate aktiv sein 

und bei Bedarf »die Bevölkerung vor 

Ort unterstützen«. 

 Nicht die Heimatnähe der Kasernen 

hat zur Namenswahl geführt, sondern 

der beabsichtigte Einsatzzweck im In-

neren – die Bevölkerung soll daran ge-

wöhnt und entsprechend abgestumpft 

werden. Es wird explizit darauf ver-

wiesen, dass man ein Angebot für 

diejenigen schaffen wolle, die »nicht 

in Auslandseinsätze wollen«. Mühte 

sich die Truppe bislang, Fachkräfte für 

Kriegseinsätze in aller Welt zu rek-

rutieren, wird mit dem neuen Modell 

ein völlig anderer Weg eingeschlagen. 

Der Dienst orientiert sich dabei weni-

ger an den »Heimatschutzbrigaden«, 

die während des Kalten Krieges Be-

standteil des Territorialheeres der 

Bundeswehr waren, sondern mehr an 

der Lesart, die Horst Seehofer vor-

gibt. Der »Bundesminister des Innern, 

für Bau und Heimat« hatte im Jahr 

2018 Briefköpfe für sein Ministerium 

drucken lassen, auf denen der Titel 

kreativ interpretiert worden war: Als 

Ministerium »des Inneren für Bauen 

und Heimatschutz«. Ein Versehen war 

das sicher nicht. »Die Migration auf 

der Westbalkanroute steigt, und der 

Zustand ungeordneter Migration muss 

beendet werden«, sagte Seehofer am 

Donnerstag. Er hatte in Wien an einer 

sogenannten Migrationskonferenz teil-

genommen, während Koalitionskol-

legin Kramp-Karrenbauer ihre Miliz-

pläne präsentierte. »Heimatschutz« in 

Deutschland, das meint die Abwehr 

von Einwanderern. Migration sei »die 

Mutter aller politischen Probleme«, 

hatte Seehofer 2018 behauptet. 

 Zumindest die Armeeführung dürf-

te sich keinerlei Illusionen hingeben, 

wer durch Wortwahl und Zuschnitt der 

Werbekampagne angesprochen wird – 

»Identitäre« und neonazistische »freie 

Kameradschaften«. Kommandierten 

bisher »V-Mann-Führer« vom Verfas-

sungsschutz ihre gedungenen Glatz-

köpfe, tun dies künftig auch Bundes-

wehrgeneräle. Eingewöhnungsschwie-

rigkeiten sind kaum zu erwarten. So 

wurde ebenfalls am Donnerstag be-

kannt, dass sich Soldaten in einer Chat-

gruppe namens »Wir – Augen öffnen!« 

organisiert haben. Inhalte: Faschisti-

sche Propaganda, Rassismus und Ge-

waltphantasien gegen Flüchtlinge und 

linke Aktivisten. 

 Kramp-Karrenbauer, seit jeher An-

hängerin der »allgemeinen Dienst-

pflicht«, legt die Basis für einen Umbau 

der Streitkräfte hin zu einer Eingreif-

truppe an der »Heimatfront« – ein Kon-

zept, an das auch autoritäre oder offen 

faschistische Systeme nahtlos anknüp-

fen können. Schließlich ist der »Hei-

matschutz« ausgerechnet am 20.  Juli 

2018 als »Hauptaufgabe« in der aktuell 

gültigen »Konzeption der Bundeswehr« 

festgeschrieben worden. Das Schicksal 

seines historischen Vorläufers, des letz-

ten bewaffneten Heimatschutzdienstes 

auf deutschem Boden, sollte warnen, 

bevor die aggressivsten Teile des deut-

schen Kapitals ihre Vorstellungen er-

neut in die Tat umsetzen können: Der 

sogenannte Volkssturm, aus Minderjäh-

rigen und Rentnern gebildet, war in den 

letzten Wirren des Zweiten Weltkrieges 

grausam untergegangen. 
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Abschottung wird verschärft
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   Donbass: Einigung 

auf Waffenruhe 

     Donezk.  Im Donbass hat es eine Eini-

gung auf eine dauerhafte Waffenruhe 

gegeben. Am kommenden Montag 

um 0.01 Uhr trete eine »völlige und 

allumfassende Feuereinstellung« in 

Kraft, bestätigte das Büro des ukrai-

nischen Präsidenten Wolodimir Se-

lenskij am Mittwoch abend in Kiew. 

Zuvor hatten Vertreter der »Volks-

republiken« Donezk und Lugansk 

diese Vereinbarung bekanntgemacht. 

Rund zwei Dutzend Anläufe für 

eine vollständige Waffenruhe waren 

bisher nach kurzer Zeit gescheitert. 

Den Volksrepubliken zufolge soll es 

auch mehrere neue zusätzliche Ver-

einbarungen geben. Darunter sei ein 

Verbot des Einsatzes von Drohnen. 

Zudem dürften schwere Waffen nicht 

mehr in Ortschaften positioniert 

werden. So sollen die entlang der 

rund 450 Kilometer langen Front 

lebenden Zivilisten besser geschützt 

werden. Kiew bestätigte diese Ver-

einbarungen zunächst nicht.  (dpa/jW) 

            Geringfügig mehr 

Geflüchtete in BRD 

     Wiesbaden.  Die Zahl der Geflüch-

teten in der Bundesrepublik ist im 

vergangenen Jahr um drei Prozent 

gestiegen – der niedrigste Anstieg 

seit 2012. Das teilte das Statistische 

Bundesamt am Donnerstag in Wies-

baden mit. Ende Dezember 2019 

waren demnach rund 1,84 Millionen 

Menschen als Schutzsuchende im 

Ausländerzentralregister vermerkt. 

Es handelt sich um Menschen, die 

sich unter Berufung auf völkerrecht-

liche, humanitäre oder politische 

Gründe in Deutschland aufhalten. 

Die Zahl umfasst sowohl Asyl-

suchende, über deren Antrag noch 

nicht entschieden wurde, als auch 

anerkannte Geflüchtete sowie 

Schutzsuchende, deren Anträge 

abgelehnt wurden. Die Zahl der 

Betroffenen, über deren Anträge 

noch nicht rechtskräftig entschieden 

wurde, sank zum Jahreswechsel den 

Angaben zufolge um 13 Prozent auf 

rund 266.000 Menschen – was auch 

an sinkenden Antragszahlen liege. 
(dpa/jW) 
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Endlich wieder dienen dürfen: Bundeswehr stellt »Heimatschutz«-

Truppe für den Inlandseinsatz auf . Von   Sebastian Carlens 

Wien: Neue Institution zwischen EU und Ländern des Westbalkan »gegen illegale Migration«

 D
ie Staaten entlang der soge-

nannten Balkanroute wollen 

ihre Zusammenarbeit zur 

Abschottung der Europäischen Union 

verstärken. Das ist das Ergebnis einer 

Konferenz von rund 20 Staaten in 

Wien. Die Maßnahmen zwischen der 

EU und den Ländern des Westbal-

kans sollen über eine neue Einrich-

tung koordiniert werden, sagte Öster-

reichs Innenminister Karl Nehammer 

(ÖVP) am Donnerstag. Dabei werde 

es neben dem »Grenzschutz« auch 

um Möglichkeiten einer »Rückfüh-

rung von Menschen ohne Bleibe-

recht« und um »schnellere Asylver-

fahren« gehen.

 Bundesinnenminister Horst 

Seehofer verwies darauf, dass 

in Deutschland mit etwa 300 bis 

400 »Zuwanderern« pro Tag die Mi-

gration wieder das Niveau aus Zeiten 

vor der Coronakrise erreicht habe. Es 

sei davon auszugehen, dass der Trend 

anhalte. Dem CSU-Politiker zufolge 

soll die neue Plattform auch eine Art 

»Frühwarnsystem« sein. Details für 

die Arbeit der Einrichtung mit Sitz in 

Wien sollen im September festgelegt 

werden. 

 Nach Angaben der EU-»Grenz-

schutzagentur« Frontex vom Juni wur-

den über das östliche Mittelmeer – also 

über die Türkei und Griechenland – im 

Mai 1.250 »irreguläre« Grenzübertritte 

festgestellt. Dies waren achtmal so vie-

le wie im April. Seehofer lobte, dass 

Polen während der Krise im März, als 

»Zuwanderer« an der türkisch-griechi-

schen Grenze »gewaltsam« den Grenz-

fluss Evros überqueren wollten, 100 

Polizeibeamte nach Griechenland ge-

schickt habe. 

 Unterdessen hat die italienische 

Küstenwache das Rettungsschiff 

» Ocean Viking« auf unbestimmte 

Zeit festgesetzt. Der Entscheidung sei 

eine elfstündige Inspektion im sizilia-

nischen Hafen von Porto Empedocle 

vorausgegangen, teilte die europäische 

Hilfsorganisation SOS Méditerranée 

in der Nacht zum Donnerstag mit. Laut 

italienischer Küstenwache wurden bei 

der Inspektion mehrere »technische 

und betriebliche Mängel« festgestellt. 

Die Hilfsorganisation sprach von einer 

neuen Stufe »behördlicher Schikane 

mit dem Ziel, die lebensrettenden Ein-

sätze der zivilen Seenotrettungsschiffe 

zu blockieren«. (AFP/dpa/jW)       

wird herausgegeben von 

2.341 Genossinnen und 

Genossen (Stand 13.7.2020)
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Nicht »AKK«, nicht die BRD – aber allemal eine Warnung: Hitler mit »Volkssturm«-Kindern am 20. März 1945 in Berlin
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Paramilitärs
USA: Regierungseinheiten ver-

schleppen Demonstranten. Militär-

akademien fördern Taktiken, um 

Proteste schnellstmöglich zu unter-

binden. Trump will »Anarchisten« 

in einer Reihe von Großstädten be-

kämpfen. Von Jürgen Heiser
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»Wir wurden auf den Fakt hingewiesen, dass sich Ihre Zeitung 
in einem Rechtsstreit über die Zulässigkeit der Nennung im 

Verfassungsschutzbericht befi ndet. Vor diesem rechtlichen Hintergrund 
müssen wir (…) die Ausstrahlung der Werbespots (…) aussetzen.«

Aus der Begründung der RBB-Media GmbH, weshalb junge Welt-Radiospots im 
RBB-Sender Radio Eins nicht mehr gesendet werden dürfen. 

Weitere Infos unter jungewelt.de/pressefreiheit
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